
Information zur Verwendung personenbezogener Daten in der Pass-/Personalausweisbehörde 
 
 
Vorbemerkung 
 
Aufgrund von Artikel 13 der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung 
personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 
95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) werden die folgenden Informationen zur 
Erhebung und Verarbeitung personenbezogener Daten mitgeteilt: 
 
1. Verantwortlicher für die Datenverarbeitung 

 
Verantwortlich für die Verarbeitung der Daten ist das Bürger- und Ordnungsamt als Pass-
/Personalausweisbehörde des Oberbürgermeisters, Abt. Einwohnerwesen und Wahlen, 
Grafenstraße 30, 64283 Darmstadt, Tel. 06151/13-3222, E-Mail: meldeamt@darmstadt.de 
 
2. Beauftragte oder Beauftragter für den Datenschutz 

 
Den oder die Datenschutzbeauftragten des Oberbürgermeisters erreichen Sie unter 
Wissenschaftsstadt Darmstadt, Datenschutzbeauftragte der Wissenschaftsstadt Darmstadt, 
Frankfurter Straße 71, 64293 Darmstadt , Tel. 06151/13-2402, E-Mail: 
datenschutz@darmstadt.de  

 
3. Zwecke und Rechtsgrundlage der Verarbeitung personenbezogener Daten 

 
Die Pass-/Personalausweisbehörde erfasst Ihre persönlichen Daten zum Zwecke der 
Ausstellung von deutschen Personaldokumenten wie Reisepässe und Personalausweise (u. a. 
Name, Geburtsdatum und -ort, Lichtbild, Unterschrift) in Registern und Akten und 
übermittelt diese Daten zur Fertigung der Dokumente an den Dokumentenhersteller, die 
Bundesdruckerei GmbH. In der Bundesrepublik Deutschland gilt die Ausweispflicht, weshalb 
jeder Deutsche ab 16 Jahren entweder einen Personalausweis oder einen Reisepass besitzen 
muss. Zudem ist bei jedem Grenzübertritt ein gültiges Personaldokument mitzuführen, 
welches den jeweiligen Einreisebestimmungen entspricht. 
 
Die Rechtsgrundlagen für die Verarbeitungstätigkeiten ergeben sich aus dem Pass- bzw. 
Personalausweisgesetz, der Passverordnung, der Personalausweisverordnung sowie der 
Passverwaltungsvorschrift.  
 
Herausgegeben werden dürfen die Daten der Pass-/Personalausweisbehörden nur an andere 
Behörden und nur dann, wenn dies gesetzlich erlaubt ist. 
 
4. Dauer der Speicherung 

 
Die in Pass-/Personalausweisregistern erfassten personenbezogenen Daten sind 
entsprechend der gesetzlichen Regelungen aufzubewahren. Die bei den Pass-
/Personalausweisbehörden zum Zwecke der Ausstellung der Personaldokumente 
verpflichtend bzw. optional abzugebenden Fingerabdrücke sind spätestens nach 
Aushändigung des Dokuments zu löschen. Auch der Dokumentenhersteller speichert diese 
Daten nicht. 
  
 
 
 
 



5. Betroffenenrechte  
 

Jede von einer Datenverarbeitung betroffene Person hat nach der Datenschutz-
Grundverordnung (DS-GVO)  insbesondere folgende Rechte:  
 
a) Auskunftsrecht über die zu ihrer Person gespeicherten Daten und deren Verarbeitung 
    (Artikel 15 DS-GVO).  
 
b) Recht auf Datenberichtigung, sofern ihre Daten unrichtig oder unvollständig sein sollten 
    (Artikel 16 DS-GVO).  
 
c) Recht auf Löschung der zu ihrer Person gespeicherten Daten, sofern eine der 
    Voraussetzungen von Artikel 17 DS-GVO zutrifft.  
 
    Das Recht zur Löschung personenbezogener Daten besteht ergänzend zu den in Artikel 17 
    Absatz 3 DSGVO genannten Ausnahmen nicht, wenn eine Löschung wegen der besonderen 
    Art der Speicherung nicht oder nur mit unverhältnismäßig hohem Aufwand möglich ist. In 
    diesen Fällen tritt an die Stelle einer Löschung die Einschränkung der Verarbeitung gemäß  
    Artikel 18 DS-GVO.  
 
d) Recht auf Einschränkung der Datenverarbeitung, sofern die Daten unrechtmäßig 
    verarbeitet wurden, die Daten zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von  
    Rechtsansprüchen der betroffenen Person benötigt werden oder bei einem Widerspruch  
    noch nicht feststeht, ob die Interessen der Meldebehörde gegenüber denen der  
    betroffenen Person überwiegen (Artikel 18 Absatz 1 lit. b, c und d DS-GVO).  
    Wird die Richtigkeit der personenbezogenen Daten bestritten, besteht das Recht auf  
    Einschränkung der Verarbeitung für die Dauer der Richtigkeitsprüfung.  
 
e) Widerspruchsrecht gegen bestimmte Datenverarbeitungen, sofern an der Verarbeitung 
    kein zwingendes öffentliches Interesse besteht, das die Interessen der betroffenen Person  
    überwiegt, und keine Rechtsvorschrift zur Verarbeitung verpflichtet (Artikel 21 DS-GVO).  
 
6. Widerrufsrecht bei Einwilligungen  

 
Die Übermittlung personenbezogener Daten für Zwecke der Werbung oder des Adresshandels 
ist nur zulässig, wenn die betroffene Person eingewilligt hat (Artikel 6 Ab-satz 1 lit. a DS-
GVO). Die Einwilligung kann nach Artikel 7 Absatz 3 DS-GVO jederzeit gegenüber der Stelle 
widerrufen werden, gegenüber der die Einwilligung zuvor erteilt wurde.  
 
7. Beschwerderecht  

 
Jede betroffene Person hat das Recht auf Beschwerde bei der Aufsichtsbehörde, wenn sie der 
Ansicht ist, dass ihre personenbezogenen Daten rechtswidrig verarbeitet werden. 
Aufsichtsbehörden gegenüber öffentlichen Stellen in der Hessische Beauftragte für 
Datenschutz und Informationsfreiheit. 
 
Mit Fragen und Beschwerden können Sie sich auch an den Hessischen Beauftragten für den 
Datenschutz und Informationsfreiheit wenden: 
 
Der Hessische Beauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit, Postfach 3163, 65021 
Wiesbaden, Tel. 0611 1408-0, Telefax: 0611 1408-611. 
 
 
Ihre Pass-/Personalausweisbehörde 


